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BAUKO STEN , BAUW ERTE UND BAUPREISE
VON REGIERUNGSBAUMEISTER A. D. DR.-ING. ERNST RUNGE

Es ist im Handel eine selbstverständliche Sache, 
den Preis einer Ware nach Angebot und Nachfrage zu 
gestalten. Steigt die Produktion über die Nachfrage 
—  wobei es nicht allein auf die Nachfrage an sich, 
sondern auf die Dringlichkeit der Nachfrage an­
kommt — , ist diese also kleiner als das Angebot, so 
sinkt der Preis einer Ware; umgekehrt steigt der 
Preis. Der Preis ist stets abhängig von Konjunktur­
schwankungen.

Der Wert einer W  are wiederum ist nicht identisch 
mit dem geforderten und bezahlten Preis. Es ist das 
Resultat aus Material, Arbeit und Nutzen. Auch der 
Wert ist veränderlich, da der Wert des benötigten 
Materials von dem vorhandenen Vorrat, den Produk­
tionskosten und den Produktionsmöglichkeiten abhängt.

Er ist, im Gegensatz zum Preis einer Ware, von 
der Entwicklung der Wirtschaft, also von Wirtschafts­
bewegungen abhängig. Er ist infolgedessen konstanter 
als der Preis, und hängt ab von der Güte der ver­
wendeten Materialien und von der Güte der Arbeit. 
Er ist außerdem, wenn es sich nicht u m  Kunstgegen­
stände, u m  Liebhaberprodukte, u m  Sammlerwerte und 
dergleichen handelt, sondern u m  Gebrauchsgegenscände, 
abhängig von der Möglichkeit, ihn zweckentsprechend 
zu verwerten; abhängig von dem Nutzen, den er bringt 
und von seiner Unentbelirlichkeit. Je höher der Nutzen 
beim Gebrauch eines Gegenstandes ist, u m  so höher 
ist sein Wert.

Der W  ert eines G  e b r a u c h s gegenständes ist 
außerdem abhängig von den Möglichkeiten, ihn in 
ausreichender Menge und billig herzustellen. Ein 
unbegrenzter Vorrat oder die Möglichkeit einer un­
begrenzten oder verbilligten Produktion drücken den 
Wert; ein Versiegen des Vorrates oder die Unmöglich­
keit einer billigen und unbegrenzten Produktion 
erhöhen den Wert, der bei geringstem Vorrat und 
fehlenden Produkt io nsmögliclik eit en zum „Liebhaber­
wert“ werden kann.

Der W  ert ist endlich und hauptsächlich abhängig 
von seiner Leistungsfähigkeit. Sobald ein Gegenstand 
erscheint, der dieselbe Arbeit leisten kann, diese aber 
mit weniger Aufwand schafft (Aufwand an Arbeit bei 
der Verwendung desselben), sinkt der Wert des vorher 
vorhandenen, also weniger leistungsfähigen Geräts. 
Zusammengefaßt: Der Wert eines Gegenstandes, der 
nicht ausschließlich zum täglichen Gebrauch bestimmt 
ist, also mehr oder weniger Liebliaberwert hat, ist das 
Resultat aus Arbeit und Materialkosten.

Der Wert eines G e b r a  u c li s gegenständes, der 
Nutzen bringen soll, ist abhängig von Arbeit, Material- 
kosten und vor allem v o m  Nutzen. Daneben be- 
einflussen Kultur und Mode alle Werte.

Die K o s t e n  eines Gegenstandes wiederum sind 
gelöst von Preis und Wert. Bei normalem Verlauf 
der Wirtschaft und unter sonstigen normalen Verhält­
nissen werden die Kosten gleich sein der S u m m e  
aus Löhnen, Materialkosten, Handlungsunkosten und 
Verdienst.

Bei Störungen des normalen Wirtschaftslebens 
ändert sich das Bild: , .

Steigt die Produktion über den Bedarf, werden 
also die Vorräte, die nicht absetzbar sind, größer, so 
sinken die Preise. Übersteigen die Vorräte nicht nur 
den d r i n g e n d e n  Bedarf, sondern häufen sie sich 
an über den Bedarf auch längerer Zeit, so kann der

Preis unter den Wert sinken. Der Preis kann dann 
sogar niedriger sein als die Produktionskosten.

In besonderen Fällen, beispielsweise wenn ein 
Gegenstand mit besserer Leistung hergestellt wird, so 
wird der Preis des früher üblicherweise gebrauchten 
Gegenstandes stark, in vielen Fällen unter die Pro­
duktionskosten sinken.

In Zeiten stark gesunkener Kaufkraft des Publi­
kums werden in gleicher Weise die Preise fallen und 
unter Umständen unter den Erzeugerkosten bleiben.

M a n  erkennt: Preise sind nicht ohne weiteres von 
den Erzeugerkosten abhängig: sie sind vielmehr Kon­
junkturschwankungen unterworfen und werden von 
Angebot und Nachfrage diktiert. Je dringender der 
Bedarf, u m  so höher die Preise; je geringer der Bedarf, 
u m  so niedriger sind sie. Daneben diktiert die Kauf­
kraft der Verbraucher die Preise.

Diese grundlegenden Überlegungen waren notwendig, 
u m  ein rechtes Bild vom Unterschied zwischen B a u - 
k o s t e n  und B a u w e r t e n  zu gewinnen. Sie waren 
insbesondere wichtig, da unter den Verhältnissen, unter 
denen heute die Bauwirtschaft lebt, Baukosten, Bau­
werte und Preise für Bauten unter ganz verschiedenen 
Gesichtspunkten betrachtet werden müssen. Darüber 
Klarheit zu schaffen, ist vor allem notwendig für alle 
Institute und Personen, die sich mit dem Hypotheken- 
kredit zu befassen haben; denn Unklarheiten können 
zu erheblichen Verlusten —  jetzt oder iu Zukunft —  
durch falsche Anwendung der Bewertungsgruhdsätze 
führen. W e n n  also überhaupt, dann m u ß  im Hypo- 
thekenkreditwesen nicht nur nach den Erscheinungen 
der jeweiligen Konjunktur, sondern nadr weiter­
gehenden und weiterschauenden Überlegungen geurteilt 
werden. Nichts wäre gefährlicher, als unter Berück­
sichtigung der derzeitigen stark gestörten Wirtschafts­
lage langfristige Hypothekenkredite zu geben, ohne sich 
über die Zusammenhänge zwischen Baukosten, Bau­
preise und Bauwerte klar zu sein. Das kann entweder 
zu Benachteiligungen der Kreditnehmer —  also zu 
einer Erschwerung der Produktion —  führen oder zu 
Verlusten der Kreditgeber.

D i e  B a u k o s t e n :  Sie sind das Resultat aus
den jeweiligen Löhnen und den jeweiligen Material­
preisen. Beides, Löhne und Materialpreise, sind nichts 
Konstantes.

Nachdem in Deutschland die Löhne seit der 
Deflation in dauerndem Ansteigen begriffen waren, 
in der übrigen Welt durch stetes Ansteigen der Pro­
duktion, mit kurzen Unterbrechungen des Absatzes, 
ebenfalls dauernd stiegen (sei es durch Erhöhung der 
Lohnsummen in Gold, sei es durch Verkürzung der 
Arbeitszeit bei gleichbleibender Lohnsumme in der 
Woche), beginnt unter der Wirkung der in der ganzen 
Welt vorhandenen Überproduktion —  insbesondere in 
der Rohstofferzeugung —  ein langsamer Einbruch des 
bisherigen Lohnniveaus sich vorzubereiten: Die Kauf­
kraft des Goldes steigt! Der beginnenden Deflation 
des Goldes muß ein Angleicheu des Lohnes an den 
Wert des Geldes folgen. Die Entwicklung scheint 
darauf hinzudeuten, daß diese Deflation der Grund­
lage fast aller Währungen unaufhaltsam ist.

Auch in Deutschland werden Löhne und Gehälter 
diese Entwicklung mitmachen müssen. Infolgedessen 
wird auch der Teil der Baukosten, der sich aus Lohn
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zusammensetzt, sinken: in demselben Maße sinken, wie 
die Kaufkraft des Geldes steigt.

Die Materialpreise, die stark von Löhnen abhängig 
sind, werden dieser absteigenden Tendenz folgen; 
zumal die Preise für Baumaterial nicht etwa deshalb 
auf ihrer jetzigen Höhe gehalten werden können, weil 
etwa der Vorrat an Rohstoff begrenzt ist. Ein A b ­
nehmen der Rohstoffvorräte kann nicht eintreten; 
Rohstoffe können also nicht deshalb steigen, weil der 
Vorrat zu irgendeinem Zeitpunkt für einen plötzlich 
auftretenden, dringenden Bedarf etwa nicht ausreichen 
könnte. Steine, Erden, Kohle, Eisen, Holz und die 
anderen wichtigsten Grundstoffe sind immer in aus­
reichenden Mengen vorhanden. Allerdings muß dabei 
vorausgesetzt werden, daß nicht etwa durch T r u s t ­
b i l d u n g e n  eine Preissteigerung k ü n s t l i c h  er­
zeugt wird.

Dazu kommt, daß mit absoluter Gewißheit ver­
besserte Arbeitsmethoden über kurz oder lang zu 
einer V e r k ü r z u n g  d e r  A r b e i t s z e i t  beim Bau 
und damit zu einer, wenn auch nur bescheidenen 
Senkung der Baukosten beitragen werden.

Alles in  allem  genom men kann  m an also annehm en, 
daß, w enn auch nicht sofort, m it dem Steigen der K auf­
k ra ft des Geldes ein Sinken der B aukosten H and in 
H and geht. Selbstverständlich muß m an sidi darüber 
k la r sein, daß die H ypothese der beginnenden G old­
deflation ein Irr tu m  sein kann. D ie H ypothese k a n n  
über den H aufen gew orfen w erden, w enn beispiels­
weise sozialpolitische Ereignisse, die sich über d ie  ganze 
W elt verb reiten , zu einer V erringerung der Rohstoff- 
erzeugung führen , so daß nicht n u r der cl r i n g e n d e  
Bedarf, sondern der B edarf überhaup t nicht m ehr voll 
gedeckt w erden kann.

D i e  B a u  w e r t e :  Sie sind infolge ih re r langen 
Lebensdauer fast noch w eniger als bei W aren, die 
schnell verbraucht w erden, von D auer. — Selbst­
verständlich ist auch der B auw ert das R esu lta t aus 
A rbeit, M aterial und N utzen; er ist aber m aßgebend 
beeinflußt durch K ultur und Lebensansprüche der V er­
braucher, ebenso auch durch deren  finanzielle Leistungs­
fähigkeit. E r ist endlich abhängig vom B edarf und auch 
da w ieder vom allgem einen und vom örtlichen Bedarf.

D er Bedarf ist seinerseits beeinflußbar durch 
B evölkerungsbew egungen, die durch V erlegung von 
P roduktionsstä tten , durch U m stellungen innerhalb  der 
industrie llen  P roduktion, durch Um gestaltung von 
V erkehrsm itteln  und dergleichen en tstehen können. 
W ährend also der Bedarf örtlich sta rk  wechseln kann, 
da B evölkerungsbew egungen stets vor sich gehen, kann 
sich das Angebot durch die örtliche G ebundenheit seiner 
Erzeugnisse — also des Bauw ertes — diesem örtlich 
veränderlichen Bedarf nicht anpassen. D ie B auw erte 
sind also in dauerndem  Fließen, je  nach der örtlichen 
W irtschaftsentw icklung veränderlich.

D azu kom m t als w ichtigster P unk t das V erhältnis 
des Bauw ertes zur Entwicklung der Technik und zur 
Entwicklung des allgem einen K ulturzustandes. D er 
W ert eines W ohnhauses beispielsweise w ird sich danach 
richten, ob G rundriß, Aufbau, A usstattung und auch 
örtliche Lage den derzeitigen Ansprüchen einer ku ltu re ll 
sich vorw ärts entw ickelnden Bevölkerung entsprechen.

Ebenso aber kann  es sein, daß W ohnbauten, die 
in einer Zeit überste igerte r K ulturansprüche entstanden 
sind, au W ert einbüßen, weil der K ulturzustand oder 
auch die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Be­
völkerung so weit gesunken ist, daß für -W ohnbauten 
m it derartigem  Zuschnitt kein  Bedarf m ehr vorhanden 
ist. U m gekehrt kann  der Fall e in treten , daß auch N eu­
bauten, bei deren  H erstellung auf eine k u ltu re lle  
V orw ärtsentw icklung keine oder zuwenig Rücksicht 
genommen w orden ist, s ta rk  an W'ert einbüßen, wenn 
einmal die Zeit kommt, zu der genügend Angebot an 
W ohnraum  vorhanden ist, der d ieser Entwicklung 
Rechnung trägt.

In viel größerem  Maße also, als die Summe aus 
Arbeit und M aterial, form t der Bedarf und, als Folge 
davon, der Nutzen den W ert. D ieser Bedarf steht nun 
nicht etw a in einer P aralle le  m it dem Vorrat. Die 
lange L ebensdauer einerseits bedingt, daß bei starkem  
Bedarf und entsprechend s ta rk e r Produktion immer 
noch ein V orrat an a l t e n ,  den augenblicklichen 
ku ltu re llen  V erhältnissen und W ohnansprüdien nicht 
m ehr gerecht w erdenden Bauten vorhanden ist. Diese 
B auten sinken, w eit s tä rker als durch technische durch 
wirtschaftliche Ü beralterung im W erte.

Jedoch auch die Erzeugnisse der Neubautätigkeit 
differieren stark bei der Wertermittlung. Anders als
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E rz e u g n is s e  ____„ „ h , _____________  ,
v iduellen  F ähigkeiten  des en tw erfenden  und 
le itenden A rd iitek ten  beeinflußt. Sie sind fast inim 
das WTerk  e i n e s  Menschen, geschaffen m ent 
R esultat von Versuchsreihen, von Probestücken. '^uc. , 
als ein Automobil, welches serienw eise als tecnniscn 
vollkom m enes P roduk t h ergeste llt w ird, nachdem  ein 
Probestück nach allen  R ichtungen hin auf L eistungs­
fäh igkeit und Zweckmäßigkeit h in  du rchgepru lt ist, 
w ird jedes B auw erk als E inzelstück lie rgeste ilt; r  e iner 
in der K onstruktion  und F eh le r im M aterial sind n u r 
in den seltensten F ällen  w ieder gutzum achen. (Von 
Serienhäusern  soll dabei abgesehen w erden, w eil auch 
diese nicht u n te r Zugrundelegung eines M usterbaues 
hergestellt w erden. Serienhäuser sind also auch nichts 
anderes, als nebeneinandergere ih te  E inzelprodukte!) 
Insbesondere sind M ängel im G rundriß  und in der 
R aum gestaltung m aßgebende F ak to ren  bei der W ert­
erm ittlung. Sind solche M ängel e rs t einm al am  fertigen 
Bau vorhanden, so ist eine Beseitigung m eist unm ög­
lich: D er W ert eines B auw erkes häng t also von seiner 
individuellen G estaltung  ab. A b w e g i g  i s t  e s  d a ­
h e r ,  f ü r  B a u w e r k e  m i t  g l e i c h e r  Z w e c k ­
b e s t i m m u n g  u n d  g l e i c h e n  R a u m a n f o r d e ­
r u n g e n  g r u n d s ä t z l i c h  g l e i c h e  W e r t e  
e i n s e t z e  n z u  w o l l e n .  N eben der V erschieden­
heit der räum lichen G estaltung  zw ingen die m angelnde 
G leichförm igkeit des M aterials und die m angelnde 
G leichförm igkeit der A rbeitsleistung  zu e iner ind i­
viduellen W erterm ittlung .

N i e m a l s  a l s o  k a n n  d e r  W e r t  e i n e s  B a u ­
w e r k e s  m i t  d e n  a u f g e w e n d e t e n  K o s t e n  
o h n e  w e i t e r e s  a u f  g l e i c h e  S t u f e  g e s e t z t  
w e r d e  n.

W as aber den W ert eines B auw erkes von den 
Kosten w esentlich unterscheidet, das sind, gerade in 
der heutigen Zeit, u n w i r t s c h a f t l i c h e  N e b e n ­
k o s t e n ,  die auf den W ert — der stets eine gewisse 
D auer hat, selbst w enn er un ter irgendwelchen Ein­
flüssen sich verändert! — ohne E inw irkung sind. 
Nimmt m an als Beispiel das D isagio des H ypothekar­
kredits. D ieses wechselte s ta rk ; vor einem  Jahre noch 
w ar es w esentlich höher als heu te  und verteuerte da­
mals den Bau, ohne daß der W ert desselben dadurdi 
stieg. E r beeinflußt auch nicht den Nutzen, wenigstens 
nicht in einer von behördlichen Zwangsmaßnahmen 
freien  W irtschaft. D ie durch eine günstige bzw. un­
günstige K on ju n k tu r auf dem  G eldm arkt entstehenden 
unw irtschaftlichen N ebenkosten, hervorgerufen durdi 
ein überhohes Disagio, machen m ithin keinerlei Ein­
druck auf den W e r t  eines Bauw erkes. Dieser ist 
v ielm ehr in e rs te r L inie abhängig  von dem Nutzen, 
den er bringt. D er N utzen w iederum  ist abhängig von 
der G estaltung des B auw erkes, se iner Güte und seiner 
Zweckmäßigkeit. D ie B aukosten bilden nur einen 
bedingt zuverlässigen  G radm esser fü r die W ertbildung.

D i e  B a u p r e i s e :  Das W ort soll den Preis
bedeuten, der für das fertige B auw erk im Handel 
gezahlt w ird. D ie Preise für H äuser können  gänzlidi 
losgelöst sein von B aukosten und B auw erten. Wenn 
Preise im W arenhandel, wie anfangs ausgeführt, fast 
ausschließlich durch Angebot und durch die D ringlidi- 
keit der N achfrage gebildet w erden, so liegt die Sache 
auf dem H äu se rm ark t nicht so einfach.

H ier kom m t zur Zeit noch ein F ak to r hinzu, der 
a llerd ings nu r in D eutschland B edeutung ha t: d i e
G e s e t z g e b u n g .  M ieterschutzgesetz, A ufw ertungs­
gesetz, H auszinssteuer und die übrigen  E ingriffe der 
öffentlichen H and bew irken , daß die P re ise  fü r vor 
1918 erbau te  H äuser mit den Baukosten oder dem Bau­
w ert n i c h t s  gem ein haben. H ier b ilden  sich die 
Preise ausschließlich auf G rund des N utzens. D a der 
N utzen ebenfalls nicht auf lange Sicht k a lk u lie rt 
w erden kann, sondern da er völlig abhängig  ist von 
der G esetzgebung, w irk t m ehr als auf irgendeinem  
anderen  G ebiet die S pekulation  auf die P reisbildung 
ein. Infolgedessen schw anken die P reise auch je  nach 
der allgem einen K onjunk tu r.

Bei N eubauten  dagegen sind die V erhältn isse 
stabiler. Auch h ie r schwanken die Preise, w enn auch 
nicht so sta rk  w ie bei A lthäusern . Im m er ab er sind 
sie nu r in loser V erbindung mit den G estehungskosten , 
sie gleichen sich vielm ehr dem W ert an.

W enn diese A usführungen aud i nu r A ndeutungen  
geben können von den Zusam m enhängen zwischen 
G estehungskosten, W ert und Preis, so zeigen sie doch, 
daß bei der B eurteilung des B aum ark tes oft von



n werden muß.
vrenen Beispielsweise iiypotneKennanken von dem 
Grundsatz aus, daß die Gestehungskosten eines Bau­
werkes gleichbedeutend sind mit dem Bauwert —  oder 
gar mit dem Handelswert — , dann laufen sie Gefahr, 
in Krisenzeiten Verluste zu erleiden. Auf der anderen 
Seite bedeutet die Feststellung der Beleihungssumme 
nach den Gestehungskosten oft —  es sei ausdrücklich.

gesagt „oft — eine P räm ie auf schlechte E n tw ürfe  und 
schlechte A usführung. G rundsatz sollte im m er sein, 
einen g u t e n t w o r f e n e n  Bau und einen s o r g -  
t ä l t i g  a u s g e f ü h r t e n  Bau h ö h e r  zu beleihen 

11 ®au ten> die. trotz gleicher G estehungskosten, 
schlecht entw orfen  und schlecht ausgeführt sind. Nichts 
w äre gerade h ier gefährlicher, als nach festem  Schema 
zu arbeiten . —

DIE LAN D ESBAU O RD N U N G  IN THÜRINGEN VOM 2. SEPT. 1930
VON OBERBAURAT LUTHARDT, GERA

Die F l  ä c h e n a u f  t e i l u n g s p l ä n e  bestim m en 
über die G renzen des W ohngebietes und der Gebiete 
außerhalb des W ohngebietes und zw ar un ter dem G e­
sichtspunkte, w ie das G elände zweckmäßig fü r das 
W ohngebiet und seine Bewohner, fü r ih re  E rnährung  
und B esdiäftigung n u tzbar zu machen ist. Sie sollen 
die planlose B enutzung des G eländes verh indern , dem 
Verkehr zweckmäßige Wege weisen, dem  unm äßigen, 
gesundheitsw idrigen Anwachsen der städtischen 
H äuserinassen entgegenw irken , W ohngebiete von ge­
sundheitsschädlichen Industriegebieten  trennen  und den 
Städten ih r Z ufuhrgebiet erha lten . Sie treffen  also 
Bestimmungen über land- und forstw irtschaftlich ge­
nutzte F lächen (Nutz-, G rünflächen), K leingartenland, 
Spiel- und Sportp lätze, F riedhöfe, öffentliche P ark- 
und G artenan lagen , V erkchrsfläd ien , Flächen für die 
Be- und E n tw ässerungsanlagen  sowie andere  im öffent­
lichen In teresse  erforderlichen Anlagen, Industrie- 
flächen, B ergbauflächen, W ohnflächen. D ie W irkung 
eines E lächenaufteilungsplanes besteh t darin , daß die 
Flächen nu r nach M aßgabe des P lanes genutzt w erden 
dürfen . D ie W irkung soll aber nicht schon mit der 
G enehm igung des P lanes ein treten , sondern erst, w enn 
die Fläche fü r den planm äßigen Zweck tatsächlidi ge­
braucht w ird. Bis dah in  soll eine Beschränkung der 
N utzungsfre iheit n u r insow eit bestehen, als bei einer 
Ä nderung  in der B enutzungsart die Vorschriften des 
P lanes zu beachten sind. E in landwirtschaftliches 
G rundstück, das als K leingarten land  bestim m t ist, darf 
also von der G enehm igung des P lanes an  nicht etw a 
als Industriefläche benu tzt w erden, sondern ist schon, 
w enn es nicht m ehr landw irtschaftlich genutzt w erden 
soll, seiner Bestim m ung als K leingarten land  zuzuführen.

Die Aufstellung von Flächenaufteilungsplänen ist 
an sich den Gemeinden überlassen, aber auch der 
Staat hat ein erhebliches Interesse daran, daß auch ihm 
unter bestimmten, ausdrücklich festgelegten Umstän­
den das Recht zustehen muß, die Aufstellung solcher 
Pläne anzuordnen oder u. U. selbst durchzuführen. Es 
können zwingende Verhältnisse auftreten, namentlich 
durdi das Vorgehen benachbarter Länder, die die Auf­
stellung von Flächenaufteilungsplänen, namentlich 
zwischengemeindlidier, notwendig machen (z. B. Durch­
gangsverkehr). Der Staat darf dann nicht von der G e ­
meinde abhängen.

G rundstücke, die nach dem F l ä c h e n a u f t e i ­
l u n g s p l a n e  G em eindezw ecken dienen sollen, muß 
die G em einde auf V erlangen übernehm en mit einer 
Ausnahme, nämlich, daß die V erkehrsfläd ien  nicht 
eher übernom m en zu w erden  brauchen, als bis diese 
Flächen ih re r  planm äßigen Bestim mung zugeführt 
werden, und zw ar aus dem  G runde, w eil sidi e rfah ­
rungsgemäß bei V erkehrsflächen infolge nicht voraus­
sehbarer Entw ickelung des V erkehrs v ie lfad i Ä nde­
rungen e rfo rd e rlid i machen.

Fine w eite re  W irkung  der F lächenaufteilungs­
pläne ist, daß die fü r bestim m te öffentliche Zwecke vor­
gesehenen F lächen m it der G enehm igung des Planes 
zugunsten der G em einde en teignet w erden können. 
D i e  G e n e h m i g u n g  d e s  P l a n e s  g i l t  a l s  
E n t e i g n u n g s v e r o r d n u n g  i m  S i n n e  d e s  § 3 
d e s  E n t e i g n u n g s g e s e t z e s .  Dies bedeutet 
eine Abweichung vom Enteignungsgesetz. Es w ürde 
aber doch einen L eerlau f in der Behandlung der Sadie 
bedeuten, w enn das S taatsm in isterium  au f den A ntrag  
der G em einde auf E rte ilung  der E nteignungsverord- 
nung noch einm al den entsprechenden Teil des 
F lächenaufteilungsplanes nachprüfen sollte, nachdem 
das M inisterium  des In n ern  den  F lächenaufte ilungs­
plan n ad i e ingehender P rüfung , wo nötig, nach O rts ­
besichtigung, genehm igt hat.

D er e rk a n n te  Rechtsgrundsatz, daß sich das E igen­
tum öffentlich-rechtliche Beschränkungen ohne E n t­
schädigung gefallen  lassen muß. h a t A usdruck ge­
funden in der Bestim mung, daß für die B esdiränkung

(SCHLUSS AUS NR. 43)
des Eigentum s durch den P lan an sich keine Entschädi­
gung gew ährt wird.

In § 8 ist einesteils mit der Genehmigung des 
Planes die Enteignungsbefugnis für die Gemeinde 
erteilt. Andernteils kann der Eigentümer von im 
Flächenaufteilungsplane vorgesehenen Freiflächen nach 
Ablauf von 6 Jahren selbst Enteignung beantragen.

Sehr wichtig ist der § 9, betr. G e n e r a l b e b a u ­
u n g s p l ä n e .  Er lau tet:

Den F lu ch tlin ienp länen  sollen in der Regel G eneralbebauungs- 
pläne vorangehen. Sie sollen liber ein größeres G ebiet sich e r ­
strecken und den Inha lt zu k ü n ftig e r F luch tlin ienp läne  in sk izzen ­
h a fte r D arste llu n g  zum A usdruck bringen . D ie G e n e r a l -  
b e b a u u n g s p l ä n e  haben k e i n e  rechtsverbindliche W irkung.

Im Rahm en dieser G eneralbebauungspläne können 
dann nach § 10 f. F l u c h t l i n i e n p l ä n e  für ku rze  
S traßenstrecken aufgestellt w erden. D am it ist die 
Übernahm epflicht uncl Entschädigungspflicht auf ein 
erträgliches Maß herabgedrückt. D a nadi § 15 das In ­
k ra fttre te n  des F luchtlinienplanes durch die Gem einde 
selbst bestim m t w ird, sind sowohl G rundstücksspeku­
lationen sowie Entschädigungen wie im F alle  B ethke 
nahezu völlig verh indert.

Durch die fü r jeden F luchtlinienplan geforderte 
B a u p l a n o r d n u n g  — § 13 — ist festgelegt, wie 
gebaut w erden muß, es w ird also die 3. D im ension des 
F luchtlinienplanes bestimmt. B austufenpläne oder 
O rtsgesetze für diesen Zweck eignen sich für T hü­
ringen nicht.

F ü r das B a u e n a u ß e r h a l b  b e b a u t e r  O r t s ­
t e i l e  sind in § 14 besondere Bestim mungen vor­
gesehen, die die Interessen der k le ineren  Gem einden 
regeln. D ie L andesplanungen erfassen bekanntlich im 
Interesse der V erkehrsregelung auch diese b isher gänz­
lich vernachlässigten O rte.

D ie S t e l l u n g  d e r  G e b ä u d e  z u r  B a u ­
f l u c h t l i n i e  w ird in § 181 d er Baupolizei ü b e r­
lassen. H äuser in bebauten  O rtslagen, die von einer 
Baufluchtlinie gesdinitten w erden dürfen  nach § 18III 
le ider in w eitgehendem  Maße um gebaut w erden. H ier 
sind die öffentlichen In teressen gegenüber denen der 
H ausbesitzer sta rk  zurückgedrängt w orden. Auch ist 
in diesem P arag raphen  die W eiterbenutzung von G rün- 
und V erkehrsflächen besonders geregelt.

D ie E n t s c h ä d i g u n g s f r a g e  selbst regelt § 22. 
Auch h ier w erden die G rundstückseigentüm er gut ge­
schützt. F ü r den S treitfall ist der ordentliche Rechts­
weg auf G rund des Enteignungsgesetzes vorgesehen. 
Sonst entscheidet in a llen  F ällen  das M inisterium , das 
auch A nordnungen geben kann.

Eine e i n h e i t l i c h e  D a r s t e l l u n g  d e r  
P l ä n e  nach den D innorm en gew ährleistet § 24.

D er G e s c h ä f t s g a n g  f ü r  D u r c h f ü h r u n g  
d e r  F l u c h t l i n i e n p l ä n e  ist in § 26 so geregelt, 
daß die Möglichkeit besteht, das P lanfestste llungsver­
fahren  i n n e r h a l b  11 T a g e n  vom Stadtvorstands- 
beschluß an gerechnet einschl. einer 7tägigen Auslegung 
bis zur G enehm igung durch das M inisterium  durch­
zuführen, ein w irksam er B eitrag zur Beschleunigung 
baupolizeilicher V erfahren.

Bei A ufstellung der P läne sind aud i in Betracht 
kom m ende W irtschaftsgruppen und die M edizinal- 
behörden zu hören.

S tad tvorstand  und S tad tra t als G em eindevertretung  
nehm en getrenn t S tellung zu den F lächenaufteilungs­
und F luchtlin ienplänen nach §§ 27 und 28. D ie E n t­
scheidung liegt beim  M inisterium .

Nach erfo lg ter Billigung durch das M inisterium  e r ­
folgt die öffentliche Auslegung des P lanes nach § 30. 
Über Einw endungen durch die G rundstücksbesitzer ist 
zu verhandeln. Auch h ie rüber entscheidet das M ini­
sterium  endgültig.

D ie z w i s c h e n g e m e i n d l i c h e  R e g e l u n g  
ist in § 37—59 nach großen G esichtspunkten festgelegt, 
und zw ar v iel günstiger als nach den preuß. E ntw ürfen :
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s? 57. I. Kann ein B ebauungsplan ohne H inzunahm e oder ohne 
Berücksichtigung eines benachbarten  G em eindegebietes nicht sach­
gemäß au fgeste llt w erden , so kann  das M inisterium  die bete ilig ten  
G em einden, wenn sie nicht zu e iner E inigung kom m en, zur A uf­
stellung im E ink lang  s tehender B ebauungsp läne anhalten .

II. Das M inisterium  kann  in solchen F ällen  auch verfügen , daß 
die bete ilig ten  G em einden einen gem einsam en B ebauungsplan  au f­
stellen. D ann le ite t i. d. R. der G e m e in d e v o rs ta n d  d e r  an E in ­
w ohnerzahl größten be te ilig ten  G em einde das V erfah ren  und stellt 
den Plan auf. D as M inisterium  kann ab er je  nach Lage des F alles 
auch verfügen, daß ein an d ere r G em eindevorstand der bete ilig ten  
G em einden das V erfahren  le ite t und den Plan aufstellt.

III. D ie übrigen  be te ilig ten  G em einden (G em ^indevorstand und 
G em einderat) sind in jedem  F a lle  zu hören.

IV. Eine E inigung über die V erte ilung de r Kosten b le ib t den 
be te ilig ten  G em einden V orbehalten. Kommt eine E inigung nicht zu­
stande, so w ird  auf K lage im V erw altungsstre itve rfah ren  entschieden.

V. Uber S treitigkeiten  un ter den be te ilig ten  G em einden h in ­
sichtlich des V erfah rens bei der P lanau fs te llung  entscheidet das 
M inisterium  endgültig .

§ 33. 1. D er L andra t eines L andkreises kann FlächpnauA eilungs- 
p läne  fü r den ganzen K reis oder K reisteile  au fstellen , sofern  fiir 
e ine über ein  G em eindegebiet h inausgehende R egelung ein unab­
w eisbares B edürfnis vorlieg t, insbesondere  die In d u strie  sich über 
das G em eindegebiet h inaus entw ickelt oder de r V erkehr zu einem  
H inübergre ifen  über die G renze eines G em eindebezirkes nötigt. D er 
Beschluß des L andrates kann  von den bete ilig ten  G em einden mit 
E inspruch angefochten w erden. D as M inisterium  entscheidet endgültig .

II. Das M inisterium  kann  die A ufstellung eines Flächen- 
au fte ilungsp lanes im F alle  des Abs. I anordnen . Es kann , wenn 
die V oraussetzungen des Abs. I lü r  m eh re re  K reise zu tre flen , die 
gem einsam e A ufstellung anordnen . Das gleiche g ilt fü r  die 
Ä nderung eines bestehenden F lächenaufteilungsplanes. Das M ini­
sterium  kann  A nordnung fü r die einheitliche G esta ltung  eines 
zwischen gem eindlichen F lächenauf te ilungsp lanes treffen .

III. D ie V orschriften über F lächenaufteilungsp läne  finden e n t­
sprechende Anw endung. W enn der L andra t des L andkre ises den 
P lan  au fs te llt, nim m t die O bliegenheiten  des G em eindevorstandes 
der L andra t w ahr, die des G em einderates der K re isra t. D ie b e ­
tre ffenden  G em einden (G em eindevorstand und G em einderat) sind zu 
dem V erfahren  zu hören. Sind m ehrere  K reise  be te ilig t, so hat der 
l.and rat oder S tadtvorstand des der E inw ohnerzah l nach größten 
K reises i. d. R. die L eitung des V erfahrens und stellt den P lan  auf.

IV. D ie F lächenaufteilungsp läne e ines L andkre ises sind fü r die 
G em einden b indend. F luch tlin ienp läne  d e rjen ig en  G em einden, fü r 
welche der L andra t des L andkre ises F lächenaufte ilungsp läne  a u f­
geste llt hat, m üssen, soweit sie m it dem  F lächenaufteilungsp lane 
nicht im E ink lang  stehen, im vorgeschriebenen V erfah ren  alsbald  
entsprechend g eändert w erden . —

D am it ist die D urchführung einer einheitlichen 
Landesplanung und ih re  F ortführung  in F lächenauf­
teilungspläne d er K reise und Gem einden bis zu r Auf­
nahm e in die F luchtlinienpläne gesetzlich gesichert.

Im II. Teil des Gesetzes ist die B a u p o l i z e i  bc- 
handelt. U nter geringfügigen Ä nderungen ist nie i < a 
V erfahren festgelegt, u n d  einheitliche B e s t i m m u n g e n  
sind fü r das ganze Land festgesetzt.

Nach § 50 ist die E i n w i r k u n g . d e r  B a u ­
p o l i z e i  a u f d i e  ä u ß e r e  G e  s t a l t u  n g u n  c 
z u m  S c h u t z e  d e r  O r t s -  u n d  L a n d s c h a t t s -  
b i 1 d e r möglich. Durch O rtspo lizeiverordnungen  
können in Abweichung von der L andesbaupolizei­
verordnung  Vorschriften über Form . F arbgebung  und 
M assenw irkung der G ebäude m it Rücksicht auf die 
städtebauliche W irkung gegeben w erden. H ierdurch 
kann  die E igenart der zum Teil überaus reizvollen  
T hüringer S tad tb ilder, besonders der Badeorte, bestens 
gew ahrt werden.

Nach § 51 können  V e r u n s t a l t u n g e n  d u r c h  
R e k l a m e  v erh indert w erden.

D er 111. Teil des Gesetzes beschäftigt sich m it den 
A n l i e g e r l e i s t u n g e n .  Von den Kosten fü r H er­
stellung der Straßen träg t die G em einde ein F ünfte l, 
die A nlieger tragen  v ier Fünftel.

Es besteht die Möglichkeit, die A nliegerleistungen 
für Freiflächen nach § 71 au l solche G rundstücke um ­
zulegen, die aus der N ähe der F reiflächen V orteile 
ziehen. —

Es un terlieg t keinem  Zweifel, daß das Gesetz bei 
geschickter H andhabung die M öglichkeit bester E n t­
wicklung der G em einden in w irtschaftlicher, sozialer, 
hygienischer und k u ltu re lle r  Beziehung bietet.

Besonders zu beachten ist die V erbindung und E r­
gänzung durch die gleichzeitig erlassene L andesbau­
polizeiverordnung, fe rn er der N atur- und D enkm al­
schutz, die Regelung der Landesplanung und die Siche­
rung der V erkehrs-, aber auch der G rünflächen im 
F lächenaufteilungsplane, die A bw ehr überm äßiger E n t­
schädigungsansprüche durch A ufnahm e des G enera l­
bebauungsplanes.

Nicht durchgesetzt w erden konnte der Abschnitt 
über U m l e g u n g  und derjen ige ü b er B a u l a s t e n ­
b ü c h e r .  Beide sind gänzlich gefallen, können  spä ter 
aber durch eigene Gesetze geregelt w erden.

Es ist h ie r m it E rnst versucht w orden, etw as Ganzes 
zu schaffen und eine einw andfreie städtebauliche E n t­
wicklung des Landes vorzubereiten . Ich glaube, es 
ist gelungen. —

BAUSTATISTIK
Die bisherige Bautätigkeit zufriedenstellend. Im

August d. J. w ar nach den neuesten  am tlichen Nach­
richten die Zahl der f e r t i g g e s t e l l t e n  W ohnungs- 
bau ten  ungefähr ebenso hoch wie im Vorm onat und 
im August 1929. Auch bei den übrigen Bau Vorgängen 
haben sidi gegenüber Juli 1930 keine größeren V er­
änderungen ergeben. D ie B a u  a n  t r ä g e  und B a u ­
b e g i n n  e wiesen eine geringe Zunahme, die B a u ­
e r l a u b n i s s e  eine leichte A bnahm e auf. Bei den 
N i c h t w o h n g e b ä u d e n  haben die B auerlaubnisse 
gegenüber dem Vorm onat einen s tä rkeren  Rückgang 
erfahren , w ährend die Zahl der Baubeginne, ins- 
besonders bei den öffentlichen Bauten, und der Bau- 
vollendungen sta rk  angestiegen ist. G egenüber August 
1929 sind m it A usnahm e der Bauvollendungen erheb ­
liche V erringerungen festzustellen. Von J a n u a r  b i s  
e i n s c h l i e ß l i c h  A u g u s t  1930 w ar die Zahl der 
B auerlaubnisse um 31 v. H. k le iner als im Vor jahre . 
Insgesam t w urden in den ersten  acht M onaten dieses 
Jahres r u n d  70 900 n e u e  W o h n u n g e  n in An­
griff genommen, im gleichen Zeitabschnitt 1929 rund 
91 000 und 1928 rund  66 700. Insgesam t ist von 
Januar bis einschließlich August ein Z u g a n g  v o l l  
98 700 W ohnungen zu verzeichnen, der 1929 rund 64 900 
und 1928 rund 70 200 betrug. Das gesam te Bauvolum en 
w ar Ende August 1930 um rund 31 000 W ohnungen 
niedriger als Ende August 1929. —

W OHNUNGSBAU
Wohnbauförderung in Österreich. Durch die G e­

schäftsstelle des K uratorium s für W ohnbauförderung 
w urden bis zum 30. Septem ber 1583 A nträge ge­
nehm igt. Davon w erden insgesam t 9655 W ohnungen 
m it einer Gesam tsum m e von 238 314 372 Sch. errichtet. 
Auf K l e i n w o h n u n g e n  (unter 60 (ini) entfallen  
7747 und auf M i t t e l w o h n u n g e n  1908 W ohnungen. 
Von den G em einden w erden 2173 oder 22.5 v. IL der 
W ohnungen errichtet, von gem einnützigen Baugenossen-
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schäften 2384 oder 24,7 v. IT. und von p riv a ten  5098 W oh­
nungen oder 52,8 v. H. Von der insgesam t benötig ten  
Summe von 238 Mill. Sch. w erden über 58 Mill. Sch. 
durch d ie  I. H ypothek gedeckt, w eiterhin  über 140 Mill. 
Schilling durch die begünstig te H ypothek (Bundes­
hypothek) und fernerh in  aus eigenen M itteln der 
B auw erber etw a 40 Mill. Sch. Von der le tzten  Summe 
entfallen  beinahe 29 Mill. Sch. auf die G ruppe der 
p rivaten  B auw erber, über 6 Mill. Sch. auf die gem ein­
nützigen B auverein igungen und etw a 5 Mill. Sch. auf 
die Gem einden. D am it w urden  im V erlauf des letzten  
Jahres seitens der P riva ten  rund  55 Mill. Sdi. fü r B au­
zwecke aufgebracht.

Die K o s t e n  für eine Wohnung belaufen sich im 
Durchschnitt auf 24 700 Sch. Die bereits fertiggestellten 
Wohnungen sind bereits vollständig vermietet und für 
die im Bau befindlichen sind Bewerber in genügender 
Anzahl vorhanden. In W i e n  beträgt der M i e t ­
zins für eine derartige Wohnung für ein Zimmer etwa 
800 bis 1200 S c h i l l i n g  i m  Jahr, wobei als Be­
messungsgrundlage nur die Wohnräume, n i c h t aber 
die Nebenräume genommen sind. Von den insgesamt 
für die Wohnbaufürderung vorgesehenen Bundesmitteln 
in Höhe von 3 Mill. Sch. werden daher wohl etwa 
20 000 Wohnungen gebaut werden können. -

Die Wohnungsl'iirsorgegesellsdiaft in Berlin im 
Jahre 1929. In dem soeben veröffentlichten  G eschäfts­
bericht der W ohnungsfürsorgegesellschaft B e r l i n  
w ird m itgeteilt, daß im Jahre  1929 fü r insgesam t 
24 505 W ohnungen D arleh n sv erträg e  abgeschlossen 
w erden konnten. Von diesen W ohnungen w urden  
von g e m e i n n ü t z i g e n  G esellsd iaflen  16 238, von 
p r i v a t e  n B auunternehm ern  7495 und von E i n z e l -  
S i e d l e r n  774 ers te llt: 91,5 v. H. w ären  im H o c h ­
b a u  und 8,7 v. H.  i m F l a c h b a u .  D ie hauptsäch­
lichsten W ohnungsgrößen w aren : 52,03 v.IL. h a tten  
2 Zimmer ohne K am m er und 23,96 v. H. m it 1 Kam m er, 
ferner 25 v. H. I Zimmer mit 1 Kamm er.

Auf einzelne Abschnitte des Berichtes werden wir 
noch zurückkommen. —
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